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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. April 1969 

III/l — 68070 — 5325/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 766/68 in bezug auf die Marge für 
die Änderung der Ausfuhrerstattung für bestimmte 
Erzeugnisse auf dem Zuckersektor. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 25. März 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksa che V/4074 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 766/68 in Bezug 
auf die Marge für die Änderung der Ausfuhrerstattung für 
bestimmte Erzeugnisse auf dem Zuckersektor 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des 
Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker ‘), geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2100/68 -), insbesondere auf 
Artikel 17 Absatz (2), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 766/68 des 
Rates vom 18. Juni 1968 zur Aufstellung allgemeiner 
Regeln für die Erstattungen bei der Ausfuhr auf 
dem Zuckersektor enthält die allgemeinen Regeln 
für die Festsetzung der Erstattung bei der Ausfuhr 
von in Artikel 1 Absatz (1) Buchstabe d der Verord- 
nung Nr. 1009/67/EWG genannten Erzeugnissen. In 
Absatz (4) erster Unterabsatz des genannten Arti- 
kels 7 wird bestimmt, daß bei der monatlichen Fest- 
setzung der Grundbetrag der Erstattung nur geändert 
wird, wenn der in Absatz (2) desselben Artikels be- 
zeichnete Unterschied zwischen dem Interventions- 
preis und dem dort genannten Durchschnitt der Spot- 
Preise für Weißzucker sich im Vergleich zu dem 
Unterschied, der bei der vorangegangenen Fest- 
setzung angewandt wurde, um mehr als 0,40 Rech- 
nungseinheiten erhöht oder vermindert. Der zweite 
Unterabsatz des genannten Absatzes (4) schreibt die 
Mindeständerung der Berechnungselemente für eine 
zwischenzeitliche Änderung der Erstattung vor. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die gegenwärtige 
Regelung des genannten Absatzes (4) den wirt- 
schaftlichen Bedürfnissen nicht gerecht wird. Es ist 
nämlich zu berücksichtigen, daß die Erstattung auch 
nach den Bestimmungen des Absatzes (3) des Ar- 
tikels 7 der Verordnung (EWG) Nr. 766/68 fest- 
gesetzt werden kann. Im Interesse der Vollständig- 
keit der Regelung ist es außerdem wünschenswert, 
im zweiten Unterabsatz des genannten Absatzes (4) 
für alle möglichen Fälle die Kriterien anzugeben. 


b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 
^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 309 
vom 24. Dezember 1968, S. 4 
'’l Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 25. Juni 1968, S. 6 


die bei einer zwischenzeitlichen Änderung der Er- 
stattung heranzuziehen sind. Die Erfahrung hat ge- 
zeigt, daß ein Betrag von 0,60 Rechnungseinheiten 
je 100 Kilogramm als Marge im Falle einer zwi- 
schenzeitlichen Änderung der Erstattung angemes- 
sen ist. 

Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. . 766/68 
schreibt die Einzelheiten für die Berechnung der 
Erstattung vor, die im Einzelfall für die in Artikel 1 
Absatz (1) Buchstabe d der Verordnung Nr. 1009/ 
67/EWG genannten Erzeugnisse gewährt wird. Im 
Hinblick darauf, daß in einem Monat nacheinander 
mehrere Grundbeträge der Erstattung für die frag- 
lichen Erzeugnisse gelten können, ist es erforderlich, 
seinen Wortlaut zu berichtigen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 7 Absatz (4) der Verordnung (EWG) Nr. 
766/68 wird durch den folgenden Text ersetzt: 

„(4) Bei der monatlichen Festsetzung wird der 
Grundbetrag der Erstattung nur geändert, wenn der 
nach den Absätzen (2) oder (3) ermittelte Grund- 
betrag um mehr als 0,004 Rechnungseinheiten von 
dem im Zeitpunkt der Festsetzung geltenden Grund- 
betrag abweicht. 

Der geltende Grundbetrag der Erstattung kann zwi- 
schenzeitlich nur geändert werden, wenn der an der 
Pariser Börse für 100 Kilogramm Weißzucker no- 
tierte Spot-Preis im Fall einer unmittelbar voran- 
gehenden 

a) Festsetzung nach Absatz (2): von dem in Ab- 
satz (2) genannten arithmetischen Mittel, 

b) zwischenzeitlichen Änderung: von dem bei dieser 
Änderung herangezogenen Spot-Preis, 

c) Festsetzung nach den Bestimmungen des Ab- 
satzes (3): von dem in Absatz (2) genannten um 
das Hundertfache des gültigen Grundbetrags ver- 
minderten Interventionspreis 

um mehr als 0,60 Rechnungseinheiten abweicht. 

Das Ausmaß der Änderung des Grundbetrags der 
Erstattung darf ein Hundertstel des Unterschieds 
zwischen dem an der Pariser Börse für 100 Kilo- 
gramm Weißzucker notierten Spot-Preis und — je 
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nach Fall — dem unter Buchstabe a genannten 
arithmetischen Mittel oder dem unter Buchstabe b 
genannten Spot-Preis oder dem unter Buchstabe c 
genannten verminderten Interventionspreis nicht 
übersteigen." 

Artikel 2 

In Artikel 8 Absatz (1) der Verordnung (EWG) 
Nr. 766/68 werden die Worte „der im Monat der 


Ausfuhr des betreffenden Erzeugnisses gilt", ge- 
strichen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach dem 
Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
Brüssel, den 
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